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Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Der Nachtrag Ia zum Voranschlag 2023 stand ganz im Zeichen der Übernahme der
Credit Suisse durch die UBS. Der Bundesrat hatte der SNB dazu ein Liquiditätsdarlehen
in der Höhe von CHF 100 Mrd. und der UBS falls nötig einen Kredit von CHF 9 Mrd. zur
Übernahme von potenziellen Verlusten versprochen, die in der Form von
Verpflichtungskrediten vorgängig von der FinDel gutgeheissen, im Rahmen des
Nachtrags Ia aber auch dem Parlament vorgelegt werden mussten. In der aufgrund der
Kredite im April 2023 einberufenen ausserordentlichen Session beabsichtigte der
Ständerat, die Kredite mit verschiedenen Forderungen der Kreditvergabe gutzuheissen,
eine Mehrheit des Nationalrats lehnte die Kredite jedoch gänzlich ab. Auch nach
Einbringen eines Kompromissvorschlags blieb die grosse Kammer bei ihrer
ablehnenden Haltung und hiess die entsprechenden Verpflichtungskredite schliesslich
nicht gut. Dies hatte jedoch keine rechtlichen Folgen, da der Bundesrat nach der
Bevorschussung bereits rechtsgültige Verträge eingegangen war.

Im Nachtrag Ib zum Voranschlag 2023 fanden sich 16 Nachtragskredite über insgesamt
CHF 433.8 Mio., davon CHF 166.1 Mio. für den Asylbereich aufgrund des Ukrainekriegs,
CHF 113 Mio. als Hilfspaket für die Ukraine und die Republik Moldau sowie CHF 87 Mio.
für den regionalen Personenverkehr, der Corona-bedingt noch immer Probleme
aufwies. Einige dieser Nachtragskredite waren ziemlich umstritten, einen Kredit für
einen Zusatzbetrag an das SEM für allfällige Containerbauten für Asylsuchende lehnte
der Ständerat nach der Einigungskonferenz gar ab.

Chronologie
Dringliche Bewilligung von zwei Verpflichtungskrediten durch die FinDel
Botschaft des Bundesrates zu den Nachträgen Ia und Ib
Beratung der Finanzkommissionen
Erste Ablehnung des Nachtrags Ia
Definitive Ablehnung des Nachtrags Ia
Beratung des Nachtrags Ib durch den Ständerat
Beratung des Nachtrags Ib durch den Nationalrat
Differenzbereinigung zum Nachtrag Ib
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

ZUSAMMENFASSUNG PROZESS
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Am Sonntag, 19. März 2023, legte der Bundesrat der FinDel im Rahmen der Übernahme
der Credit Suisse durch die UBS zwei dringliche Verpflichtungskredite zur Bewilligung
vor: CHF 100 Mrd. dienten dabei als Ausfallgarantie an die SNB, CHF 9 Mrd. zur
Übernahme von potenziellen Verlusten der UBS durch von der Credit Suisse
übernommene Aktiven. Die FinDel beriet die bundesrätlichen Anträge gleichentags in
einer ausserordentlichen Sitzung. Nachdem sie festgestellt hatte, dass die
Ausfallgarantie die vom Bundesrat per Notrecht aufgestellten Kriterien sowie die
Kriterien «Rechtmässigkeit, Notwendigkeit, Nichtvorhersehbarkeit und Dringlichkeit»
erfüllte, stimmte sie den Verpflichtungskrediten zu. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2023
ANJA HEIDELBERGER

Ende März 2023 publizierte der Bundesrat zwei Nachträge Ia und Ib zum Voranschlag
2023. Während der Nachtrag Ib 16 Nachtragskredite über insgesamt CHF 433.8 Mio.
sowie zwei neue Verpflichtungskredite und drei Zusatzkredite zu verschiedenen
Themen enthielt, setzte sich der Nachtrag Ia mit der Übernahme der Credit Suisse
durch die UBS auseinander. Zusammen mit Kreditübertragungen fielen in beiden
Nachträgen zusammen Mehrausgaben von CHF 577.5 Mio. an. Obwohl der strukturelle
Überschuss des Bundesbudgets 2023 nur bei CHF 194 Mio. lag, können diese
Nachtragskredite genehmigt werden, solange die «Mehrausgaben aus den Nachträgen
kleiner sind als die Minderausgaben aus den voraussichtlichen Kreditresten», wie das
EFD erklärte.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.03.2023
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Der Nachtrag Ib stand wie bereits im Vorjahr im Zeichen des Kriegs in der Ukraine. So
beantragte der Bundesrat einen Nachtragskredit von CHF 166.1 Mio. für den
Asylbereich, mit dem unter anderem zusätzliche Unterbringungsplätze in «militärischen
Infrastrukturen» bereitgestellt und 180 Stellen beim SEM zur Erhöhung der
Bearbeitungskapazität geschaffen werden sollten. Ende Februar 2023 hatte der
Bundesrat zudem ein weiteres Hilfspaket für die Ukraine und die Republik Moldau in
der Höhe von CHF 140 Mio. versprochen, von dem CHF 113 Mio. im Nachtrag Ib
beantragt wurden. Darüber hinaus sollten drei bestehende Verpflichtungskredite zur
Unterstützung der Ukraine um insgesamt CHF 113 Mio. aufgestockt werden.
Ebenfalls teilweise mit dem Krieg in der Ukraine in Verbindung brachte der Bundesrat
die CHF 87 Mio., welche für den regionalen Personenverkehr nötig wurden. Dieser
weise – einerseits aufgrund von Nachwirkungen der Covid-19-Pandemie, andererseits
aufgrund von zusätzlichen, durch den Krieg bedingten Kosten – einen grösseren
Abgeltungsbedarf auf als im Voranschlag erwartet. 
Daneben beantragte der Bundesrat unter anderem CHF 31 Mio. für den
Teuerungsausgleich beim Bundespersonal, CHF 15.9 Mio. für die Erneuerung des
Systems zur Erhebung der LSVA sowie CHF 7 Mio. für die Weiterführung der Winter-
Energiespar-Initiative. Weitere Nachträge fielen für den Aufbau der E-ID-
Vertrauensinfrastruktur (CHF 6.6 Mio.), für die Finanzierung einer Nachfolgelösung für
die auslaufende Entwicklungs- und Runtime-Umgebung der Cloud-Dienste des BIT (CHF
3.2 Mio.), beim BAG für die Vorfinanzierung von Gesundheitsleistungen von Personen
aus dem Ausland (CHF 1.7 Mio.), beim EDA für die Präsenz an der Weltausstellung 2025
in Osaka (CHF 1 Mio.) sowie für einen Mitteltransfer (CHF 1.1 Mio.) aufgrund der
Verschiebung der Abteilung «Energie und Klima» innerhalb des UVEK an. Darüber
hinaus beinhaltete der Nachtrag zusätzliche Verpflichtungskredite zum Aufbau der
Vertrauensinfrastruktur für die E-ID (CHF 40.4 Mio.) sowie für den Ersatz der Office-
Software von Microsoft (CHF 14.9 Mio.). 

Um ungemein grössere Beträge ging es hingegen im Nachtrag Ia, der zwei
Verpflichtungskredite in der Höhe von CHF 109 Mrd. umfasste. CHF 100 Mrd. dienten als
Liquiditätsdarlehen mit Ausfallgarantie für die SNB. Diese sollte damit der Credit Suisse
weitere Liquidität zusichern, wobei die SNB über ein Konkursprivileg verfügte – bei
einem Konkurs würden die entsprechenden Darlehen teilweise vor Ansprüchen aus der
zweiten und vollständig vor Ansprüchen aus der dritten Konkursklasse behandelt. Mit
weiteren CHF 9 Mrd. sollte die UBS gegen Verluste beim «Verkauf von schwierig zu
bewertenden Aktiven der Credit Suisse» abgesichert werden. Mitte März 2023 hatte die
FinDel die beiden Verpflichtungskredite bereits gutgeheissen. Neben den
Verpflichtungskrediten enthielt der Nachtrag Ia einen Nachtragskredit in der Höhe von
CHF 5 Mio. für den «Umsetzungs- und Aufarbeitungsaufwand» im EFD. 2

Ende März 2023 tagten die beiden Finanzkommissionen und berieten die
Verpflichtungskredite des Bundes zur Übernahme der Credit Suisse durch die UBS.
Dabei hätten die Mitglieder der Kommission in zahlreichen Fragen ihre Besorgnis und
«ihren Wunsch zum Ausdruck gebracht, sowohl die Ursachen und Hintergründe des
Zusammenbruchs [der Credit Suisse] als auch die Auswirkungen der erarbeiteten
Lösung zu verstehen», wie die FK-SR in ihrer Medienmitteilung ausführte. Man müsse
dafür sorgen, dass sich «eine solche Situation in Zukunft nicht wiederholt». Nach der
Zustimmung durch die FinDel könne die Kreditvergabe vom Parlament zwar nicht
verhindert werden, jedoch könne die Verwendung der Kredite an Bedingungen geknüpft
werden. Folglich sprach sich die Kommission mit 11 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung für
Annahme des entsprechenden Bundesbeschlusses aus, formulierte aber gleichzeitig
drei Bedingungen zur Kreditvergabe. Darüber hinaus entschied sie, ein Mantelpostulat
mit offenen Fragen einzureichen. Darin verlangte sie insbesondere vom Bundesrat, eine
Verbesserung der «Too-big-to-fail»-Regulierung vorzulegen, die von systemrelevanten
Grossbanken ausgehenden Risiken zu reduzieren – etwa durch eine Erhöhung der
Eigenkapitalvorschriften, eine Beschränkung variabler Lohnbestandteile oder durch die
Schaffung eines Trennbankensystems –, den Wettbewerb im Bankensektor
sicherzustellen oder Verantwortlichkeitsklagen gegen die Führungsverantwortlichen der
Credit Suisse zu prüfen. 

Tags darauf diskutierte die FK-NR über die Verpflichtungskredite und sprach sich mit 17
zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen ebenfalls für deren Annahme und für zusätzliche
Bedingungen der Kreditvergabe aus. Auch die nationalrätliche Finanzkommission
reichte in der Folge ein Mantelpostulat ein, das jedoch neben den Forderungen ihrer
Schwesterkommission weitere Aufträge beinhaltete, etwa die Überprüfung eines
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hypothetischen alternativen Vorgehens des Bundes – namentlich einer «rein temporär
staatlichen Bewältigung der CS-Krise» –, ein Auszahlungsverbot von variablen
Vergütungen an die Leitung der fusionierten Bank während der Dauer der Garantie des
Bundes, einen Bericht zu den ordnungspolitischen, juristischen und finanziellen
Auswirkungen der Fusion sowie die Prüfung genereller Nachhaltigkeitsziele bei
ausserordentlichen Staatshilfen für private Unternehmen. 3

Ausserordentliche Sessionen können von einem Viertel der Mitglieder eines Rats unter
anderem dann einberufen werden, wenn die FinDel einer dringlichen Verpflichtung von
mehr als CHF 500 Mio. zugestimmt hat. In diesem Fall muss die ausserordentliche
Session «in der dritten Kalenderwoche nach Einreichung des Begehrens stattfinden»,
wie die Parlamentsdienste erklären. Folglich kam es im April 2023 zu einer
ausserordentlichen Session, in der das Parlament den Nachtrag Ia zum Voranschlag
2023 behandelte. Konkret ging es um zwei Verpflichtungskredite in der Höhe von CHF
100 Mrd. als Ausfallgarantie an die SNB respektive CHF 9 Mrd. zur Absicherung von
allfälligen Verlusten der UBS. Den Auftakt zur ausserordentlichen Session machte
Bundespräsident Berset mit einer Erklärung des Bundesrats in beiden Räten, in der er
die Ereignisse rund um die Übernahme der CS durch die UBS Revue passieren liess. 

Gleichentags behandelten Ständerat und Nationalrat erstmals den Nachtrag Ia. In der
Eintretensdebatte zeigten sich die Sprechenden im Ständerat mehrheitlich mit dem
Handeln des Bundesrates in dieser aussergewöhnlichen Situation einverstanden,
kritisierten aber allen voran die erneute Dringlicherklärung einer Verordnung. Wichtig
sei es nun vor allem, Lehren für die Zukunft zu ziehen und entsprechende Massnahmen
zu erlassen, war man sich einig. Johanna Gapany (fdp, FR) stellte für die FK-SR noch
einmal klar, dass das Parlament nach der Zustimmung der FinDel zu den zwei
Verpflichtungskrediten am 19. März 2023 nicht mehr die Möglichkeit habe, diese
Kredite zu verhindern, da der Bundesrat anschliessend rechtlich bindende
Verpflichtungen eingegangen sei. Jedoch wolle man Bedingungen zu ihrer Verwendung
festlegen, ergänzte die Kommissionssprecherin. Entsprechend schlug die
Kommissionsmehrheit unter anderem eine Regelung vor, wonach allfällige weitere
Ausfallentschädigungen nur über den ordentlichen Weg und nicht über den
Dringlichkeitsweg gesprochen werden dürfen. Mit Verweis darauf, dass man nicht mit
ordentlichem Recht das auf der Verfassung beruhende Dringlichkeitsrecht aushebeln
könne, beantragte eine Minderheit Hefti (fdp, GL), auf diese Änderung zu verzichten.
Ein Einzelantrag Minder (parteilos, SH) verlangte überdies, gänzlich auf die
Garantieleistung an die UBS zu verzichten, zumal die UBS von dem Kauf profitiere und
allfällige Verluste selbst tragen könne. Bundesrätin Keller-Sutter verwies darauf, dass es
sich bei dem Deal mit der UBS um ein Gesamtpaket handle, das man nun nicht
auftrennen solle. Mit 28 zu 14 Stimmen folgte der Ständerat bezüglich des
Dringlichkeitsrechts seiner Kommissionsmehrheit und lehnte überdies den Antrag
Minder mit 29 zu 6 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) ab. Ebenfalls angenommen wurde der
Verpflichtungskredit über CHF 100 Mrd. als Ausfallgarantie des Bundes: Mit 31 zu 4
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) löste der Ständerat hier die Ausgabenbremse. Die
ablehnenden Stimmen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion, die Enthaltungen
aus der SP- und der Grünen-Fraktion. Als Rahmenbedingungen der Kreditverwendung
definierte der Ständerat auf Antrag seiner Kommission überdies stillschweigend die
Forderungen, dass die «Möglichkeiten von Verantwortlichkeitsklagen gegen die Organe
der Credit Suisse [...] umfassend» geprüft werden und dass sich der Bund als Dritter am
Prüfungsverfahren nach dem Kartellgesetz beteiligen soll. 

Deutlich grösserer Widerstand drohte den zwei Verpflichtungskrediten im Nationalrat.
Bereits in der Eintretensdebatte fanden insbesondere Exponentinnen und Exponenten
der SVP kritische Worte gegenüber dem bundesrätlichen Vorgehen. Zusammen mit der
SP und den Grünen prägten sie in der Folge die Bedingungen der Kreditvergabe: Der
Nationalrat lehnte die zwei vom Ständerat formulierten Rahmenbedingungen der
Kreditvergabe ab und wollte den Bundesrat stattdessen verpflichten, eine Anpassung
des Bankengesetzes vorzulegen und dabei die Risiken durch systemrelevante Banken zu
minimieren. Das Argument einer ablehnenden Minderheit Gmür (mitte, SZ), wonach sich
sämtliche Kommissionen geeinigt hätten, entsprechende Anträge mittels eines
Postulats und nicht über die Rahmenbedingungen der Kreditvergabe einzureichen,
verfing im Nationalrat nicht: Mit 109 zu 65 Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte die
grosse Kammer dieser Bedingung der Kreditvergabe zu, wobei sich die SVP-, SP- und
Grünen-Fraktionen sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion für Annahme der
Bedingung aussprachen. Dieselben Fraktionen – mit Ausnahme der Mitte – verhalfen in
der Folge einer Minderheit Guggisberg (svp, BE) für eine bundesrätliche Untersuchung
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der «Handlungsweise, [der] Verantwortung, [der] Haftungsbedingungen und
insbesondere [der] Vergütungen der Führungsverantwortlichen» und einer Minderheit
Schwander (svp, SZ) für eine Gewährleistung der Wettbewerbssituation im
Bankensektor zum Erfolg. Bei weiteren Anträgen hielt diese «unheilige Allianz» jedoch
nicht, erfolglos blieben ein weiterer Minderheitsantrag Guggisberg mit dem Auftrag an
den Bundesrat, die Too-big-to-fail-Regelungen zu verbessern (hier scherte ein Teil der
Grünen-Fraktion aus), eine Minderheit Friedl (sp, SG) zum Einsatz einer Task-Force zum
Schutz der Schweizer Arbeitsplätze, eine Minderheit Wyss (sp, BS) zur Offenlegung der
Verträge zur Übernahme der CS durch die UBS sowie eine Minderheit Gysin (gp, TI) für
eine gesetzliche Grundlage zur Integration von Nachhaltigkeitszielen in
ausserordentliche Staatshilfen. Letztere drei Anträge fanden in der SVP-Fraktion keine
Mehrheit. Nachdem die drei Parteien, die die Rahmenbedingungen der Kreditvergabe
zuvor deutlich geprägt hatten, somit nicht alle ihre Forderungen hatten durchsetzen
können, lehnten sie den entsprechenden Bundesbeschluss in der anschliessenden
Gesamtabstimmung ab: Mit 100 zu 71 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) wurde dieser im
Nationalrat versenkt. 
Mehr oder weniger geeint zeigten sich die drei Fraktionen anschliessend auch bei der
Frage, ob die beiden Verpflichtungskredite selbst gutgeheissen werden sollen. Mit 83 zu
78 Stimmen (bei 15 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Lösung der
Ausgabenbremse für den Verpflichtungskredit zur Ausfallgarantie des Bundes über CHF
100 Mrd. ab und folgte mit 81 zu 69 Stimmen (bei 25 Enthaltungen) einem Einzelantrag
der SVP-Fraktion auf Ablehnung der Garantie des Bundes an die UBS über CHF 9 Mrd.
Nachdem der Nationalrat beide Verpflichtungskredite abgelehnt hatte, entschied er
sich mit ähnlichem Stimmenverhältnis etwa um 1 Uhr morgens – so lange hatten die
Diskussionen in den beiden Räten gedauert – auch, den gesamten Bundesbeschluss
zum Nachtrag Ia abzulehnen. Dieser Entscheid kam einem Nichteintreten gleich,
wodurch sich tags darauf der Ständerat erneut mit dem Geschäft befassen musste. 4

Am Tag nach der mitternächtlichen Ablehnung beider Bundesbeschlüsse zum Nachtrag
Ia durch den Nationalrat hatten sich die beiden Räte erneut mit den
Verpflichtungskrediten zur Übernahme der Credit Suisse durch die UBS
auseinanderzusetzen. 
Der Ständerat versuche, eine Brücke zum Nationalrat zu schlagen – «jeter un pont»,
betonte Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) und mit ihr zahlreiche weitere
Sprechende. Die FK-SR hatte zuvor grundsätzlich an den Entscheiden des Ständerats
vom Vortag festgehalten – etwa am Verbot an den Bundesrat, weitere dringliche
Ausfallgarantien zu sprechen, oder an den beiden vom Ständerat angenommenen
Rahmenbedingungen der Kreditvergabe. Entgegenkommen wollte man dem Nationalrat
nun insofern, als man – wie von der Mehrheit der FK-NR vorgeschlagen und vom
Nationalrat anfänglich gutgeheissen – als zusätzliche Rahmenbedingung der
Kreditvergabe eine Prüfung der Anpassung des Bankengesetzes ergänzte. Dabei sollten
die Risiken durch private systemrelevante Banken minimiert werden, etwa durch eine
Erhöhung der Eigenkapitalquote oder einer Beschränkung der Boni. Wie die Medien
tags darauf berichteten, sollte diese Änderung ein Zugeständnis an die SP darstellen
und deren Mitglieder dazu veranlassen, ins Unterstützendenlager zu wechseln. Nach der
Bereinigung der Rahmenbedingungen der Kreditvergabe hiess der Ständerat die beiden
Verpflichtungskredite mit 32 zu 5 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) respektive mit 29 zu 5
Stimmen (bei 7 Enthaltungen) erneut gut.

Alle Augen waren somit auf den Nationalrat gerichtet: Dieser hatte nach der Ablehnung
der beiden Bundesbeschlüsse am Vortag die Eintretensdebatte und die Detailberatung
zu wiederholen. Die FK-NR habe die Differenzen zum Ständerat bereinigt und somit die
vom Nationalrat geschaffenen, aber zum Schluss abgelehnten nationalrätlichen
Änderungen des Vortags nicht übernommen, erläuterte Gerhard Andrey (gp, FR) für die
Kommission. Bereits zu Beginn der Debatte zeigte sich die SP-Fraktion gespalten. So
erklärte Fraktionssprecher Nordmann (sp, VD), dass die meisten Fraktionsmitglieder
den Krediten voraussichtlich zustimmen würden, verschiedene Personen jedoch nicht
an die Umsetzung der gemachten Versprechen glaubten. Diese Unsicherheit versuchten
Mitglieder der SP-Fraktion mehrmals mit Fragen an Bundesrätin Keller-Sutter etwa
bezüglich der Erhöhung der Eigenkapitalquote und der Beschränkung der variablen
Lohnbestandteile bei Banken auszuräumen. Auch zahlreiche Mitglieder anderer
Fraktionen beteiligten sich an der ausführlichen Befragung der Bundesrätin. In der
Folge erklärte SP-Co-Präsident Cédric Wermuth (sp, AG), dass sich die SP-Fraktion
mangels «wirklich substanzielle[r] Versprechen» des Bundesrates sowie der meisten
übrigen Fraktionen gegen die Verpflichtungskredite aussprechen werde. Diese Meinung
teilte weiterhin auch die SVP, für die Lars Guggisberg (svp, BE) erklärte, dass man den
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vorliegenden Entwurf nicht als «Basis dafür [erachte], dass es keine Too-big-to-fail-
Unternehmungen mehr geben kann». Auch die Grünen zeigten sich mit dem Entwurf
weiterhin unzufrieden, man habe damit die Chance vertan, «den Banken gegenüber
eine klare Erwartungshaltung zu formulieren: mehr Verantwortung, wirksame
Regulierungen und echte Nachhaltigkeit», betonte Franziska Ryser (gp, SG). In der Folge
lehnte der Nationalrat den Bundesbeschluss über die Rahmenbedingungen der
Kreditvergabe (mit 98 zu 72 Stimmen bei 12 Enthaltungen) und den Nachtrag Ia (mit 103
zu 71 Stimmen bei 8 Enthaltungen) aufgrund der ablehnenden Stimmen oder
Enthaltungen der Mitglieder der SVP-, SP- und Grünen-Fraktion erneut ab. Damit waren
der Nachtrag Ia sowie dessen Rahmenbedingungen zur Kreditvergabe erledigt. An dem
Verpflichtungskredit änderte dies jedoch nichts, zumal die FinDel diesen zuvor bereits
bevorschusst hatte.

In den Medien führte dieser Entscheid des Nationalrats zu vielen Kommentaren. In
erster Linie wurde er als «Ohrfeige» (La Liberté, 24heures) an den Bundesrat
verstanden, was entweder negativ als «Nachtreten» der drei Parteien nach dem Ende
der Krise (La Liberté) oder positiv als Entscheid mit beträchtlicher Symbolkraft und
«Dämpfer für den Bundesrat», der ihm gut tue (TA), gewertet wurde. Einige
Kommentierende kritisierten die Ablehnung der Kredite als verpasste Chance: Mit den
Rahmenbedingungen der Kreditvergabe hätte man Einflussmöglichkeiten gehabt, die
man nun vertan habe (AZ, TA). Kritisiert wurde insbesondere die SP, FDP-Präsident
Thierry Burkart (fdp, AG) etwa warf ihr gemäss Tages-Anzeiger Wortbruch vor.
Umgekehrt kritisierten Mitglieder der drei ablehnenden Parteien diejenigen Parteien,
die sich für Annahme der Kredite ausgesprochen hatten, da sich diese gegen wirkliche
Veränderungen gesträubt hätten. 5

Nach den ausführlichen Debatten um den Nachtrag Ia zum Voranschlag 2023 in der
ausserordentlichen Session 2023 zeichnete sich ab, dass auch der Nachtrag Ib nicht
ohne grössere Diskussionen über die Bühne gehen würde. Mit ein Grund dafür war, dass
der Bundesrat in einer Nachmeldung Ende April 2023 zusätzliche CHF 132.9 Mio. für die
Unterbringung von Asylsuchenden beantragt hatte, wie Johanna Gapany (fdp, FR) als
Kommissionssprecherin in der Sommersession 2023 ausführte. Aufgrund des
befürchteten Platzmangels sollten die Unterbringungskapazitäten durch temporäre
Containerdörfer auf Grundstücken der Armee um 3000 zusätzliche Plätze erhöht
werden. Die Kommissionsmehrheit lehne den Antrag aufgrund von Bedenken bezüglich
der Auswirkungen auf die lokale Bevölkerung sowie auf die Asylsuchenden selber ab.
Stattdessen verlange man eine strategische Planung der Kapazitäten für die
Erstunterbringung im Rahmen eines Postulats Minder (parteilos, SH; Po. 23.3084). Eine
von Eva Herzog (sp, BS) angeführte Minderheit befürwortete hingegen die Schaffung
dieser Platzreserve, zumal sie auf der Notfallplanung Asyl von 2016 als Vereinbarung
zwischen Bund und Kantonen beruhe und folglich auch von den Kantonen befürwortet
werde. Finanzministerin Keller-Sutter hob in der Folge die Reservefunktion dieses
Kredits hervor: Das EJPD könne damit vorausschauend planen. Mit 29 zu 13 Stimmen
lehnte der Ständerat den Antrag dennoch ab, hiess aber die bereits im ordentlichen
Nachtrag Ib für die Bundesasylzentren beantragten CHF 139.9 Mio. gut.
Umstritten war auch der vom Bundesrat von 2 Prozent auf 2.5 Prozent erhöhte
Lohnausgleich an das Bundespersonal (CHF 31.2 Mio.). Kommissionssprecherin Gapany
verdeutlichte das Unverständnis der Kommissionsmehrheit darüber, dass diese
Lohnmassnahme nicht bereits im Rahmen des Voranschlags 2023 vorgeschlagen
worden sei – nun war sie bereits seit Januar 2023 in Kraft, was die
Handlungsmöglichkeiten des Parlaments schmälerte: Eine Ablehnung würde die
Auszahlung des Lohnausgleichs nicht verhindern, sondern nur eine Kompensation
dieser Kosten innerhalb der Bundesfinanzen nötig machen. Während die
Kommissionsmehrheit den Kredit ablehnen wollte, sprach sich eine Minderheit Herzog
für Annahme aus. Die Erhöhung um 2.5 Prozent sei das Resultat der Verhandlungen mit
den Personalverbänden, das bei Beratung des Voranschlags noch nicht vorgelegen
habe, erklärte Eva Herzog. Mit 27 zu 12 Stimmen folgte der Ständerat aber auch hier
seiner Kommissionsmehrheit.
Eine Änderung nahm der Ständerat auch am Kredit von CHF 12.7 Mio. für das EFD-
Generalsekretariat vor: Dieser Kredit soll dazu dienen, die dem EFD durch die
Übernahme der CS durch die UBS zusätzlich entstehenden Kosten zu decken. Die FK-SR
hatte jedoch einstimmig eine Reduktion auf CHF 7 Mio. beantragt und überdies in den
Rahmenbedingungen der Kreditvergabe eine Prüfung von «Verantwortlichkeitsklagen
gegen die Organe der Credit Suisse» sowie eine Aufarbeitung der Geschehnisse und
eine Weiterentwicklung der Rechtsgrundlagen verlangt, wie bereits im Nachtrag Ia
diskutiert worden war.
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Stillschweigend befürwortete die kleine Kammer in der Folge die übrigen Anträge des
Bundesrates und hiess den Bundesbeschluss über den Nachtrag Ib zum Voranschlag
2023 sowie denjenigen über die Planungsgrössen einstimmig (mit 41 zu 0 Stimmen)
gut. 6

Dieselben zwei Anträge standen auch bei der Debatte des Nachtrags Ib zum
Voranschlag im Nationalrat im Mittelpunkt. Im Unterschied zu ihrer
Schwesterkommission beantragte die FK-NR jedoch bezüglich des Kredits für Container
für Asylsuchende, dem Bundesrat zu folgen. Das Geld sei nötig, um «Asylgesuche rasch
und gesetzeskonform bearbeiten» und den Betroffenen «ein Dach über dem Kopf
gewährleisten zu können», betonte Kommissionssprecherin Wyss (sp, BS). Eine
Minderheit Sollberger (svp, BL) beantragte jedoch nicht nur wie im Ständerat den
Nachmeldungskredit über CHF 132.9 Mio., sondern auch den ursprünglichen Kredit
über CHF 139.9 Mio. sowie einen Kredit für das SEM über CHF 26.2 Mio. abzulehnen.
Das schweizerische und europäische Asylsystem sei gescheitert, es kämen zu viele und
die falschen Asylsuchenden. Man solle daher das Problem nicht überdecken, indem
man neue Plätze schaffe, sondern das System ändern und «nur die Menschen im Land
behalten, die auch wirklich in ihrem Land effektiv an Leib und Leben bedroht sind».
Finanzministerin Keller-Sutter betonte, dass mit der Streichung des gesamten
Nachtragskredits 2023 nur 4'500 Betten anstelle der vermutlich benötigten 10'000
Betten bereitstünden. Mit 136 zu 50 Stimmen respektive 99 zu 83 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) folgte der Rat in der Folge seiner Kommissionsmehrheit. Während die
Streichung des Nachtragskredits für das SEM einzig von den geschlossen stimmenden
Mitgliedern der SVP-Fraktion gutgeheissen wurde, sprachen sich auch eine Mehrheit
der FDP- und die Hälfte der Mitte-Fraktion gegen die Nachtragskredite für die
Bundesasylzentren aus.
Dies blieb jedoch die einzige Differenz zum Ständerat. So teilte die FK-NR etwa
bezüglich der Lohnmassnahmen in der Bundesverwaltung die Meinung ihrer
Schwesterkommission und beantragte ebenfalls deren Streichung. Eine Minderheit Gysi
(sp, SG) argumentierte vergeblich für eine Gewährung des Kredits, mit 102 zu 82
Stimmen (bei 1 Enthaltung) und gegen den Willen von SP, Grünen, GLP und 2 Mitgliedern
der Mitte-Fraktion lehnte der Nationalrat diesen Nachtragskredit definitiv ab.
Erfolglos blieben verschiedene Vorstösse von Mitgliedern der SVP-Fraktion zum
Kostensparen: So forderte etwa Jean-Pierre Grin (svp, VD), dass drei Nachtragskredite
des EDA (CHF 73 Mio.) sowie die dazugehörigen Verpflichtungskredite (CHF 113 Mio.)
und ein Kredit des SECO (CHF 40 Mio.) zugunsten der Ukraine kompensiert werden
müssen. Die Schweiz tue bereits sehr viel für die Ukraine, die zusätzlichen Ausgaben
sollten nun aufgrund der klammen Bundesfinanzen bei anderen Budgetposten
kompensiert werden. Eine Minderheit Peter Keller (svp, NW) forderte auf die
zusätzlichen CHF 7 Mio. für das Generalsekretariat des EFD zur Organisation der
Übernahme der CS durch die UBS zu verzichten und eine weitere Minderheit Manfred
Bühler (svp, BE) lehnte die zusätzlichen CHF 87 Mio. für den regionalen
Personenverkehr ab, da die Unternehmen die verglichen mit ihren Budgets niedrigen
Beträge selbst aufbringen sollten – falls nötig durch eine Angebotsanpassung beim
nächsten Fahrplanwechsel. In der Folge nahm der Nationalrat den Bundesbeschluss
über den Nachtrag Ib zum Voranschlag 2023 sowie die Planungsgrössen mit je 134 zu 49
Stimmen gegen den Willen der SVP-Fraktion an. 7
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In der Differenzbereinigung des Nachtrags Ib zum Voranschlag 2023 blieb nach
etlichem hin und her zum Ende der Sommersession 2023 nur noch eine Differenz
offen: die Frage, ob sowohl der ursprüngliche Nachtragskredit über CHF 139.9 Mio. für
die Bundesasylzentren als auch die Nachmeldung über CHF 132.9 Mio. zur Planung von
Containerdörfern für Asylsuchende gesprochen werden sollen. 

Im Ständerat kritisierte Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) die durch den
Bundesrat spät und spärlich gelieferten Informationen zu dieser Nachmeldung und
zeigte sich noch immer skeptisch. In Anbetracht der Zustimmung des Nationalrats und
um negative Auswirkungen auf Kantone, Gemeinden, lokale Bevölkerung und
Asylsuchende zu vermeiden, schlug die Kommissionsmehrheit jedoch einen
Kompromiss vor: Statt insgesamt CHF 272.8 Mio. genehmige man CHF 206.4 Mio. – den
Betrag des ursprünglichen Nachtrags plus die Hälfte der Nachmeldung –, wobei der
Bundesrat bis zum Voranschlag 2024 eine Neubewertung des Bedarfs und der
Aufnahmekapazitäten vornehmen solle. Eine Minderheit Würth (mitte, SG) wollte
hingegen am ursprünglichen Entscheid des Ständerats festhalten und die Nachmeldung
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ablehnen. Stattdessen sollten die Kantone ihre Zivilschutzanlagen zur Verfügung stellen,
wodurch man genügend Plätze bereitstellen könne. Mit 23 zu 19 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) folgte der Ständerat knapp der Minderheit Würth und hielt somit an
seinem ursprünglichen Beschluss fest. 

In der Folge nahm die FK-NR den von ihrer Schwesterkommission eingebrachten
Kompromissvorschlag über CHF 206.4 Mio. auf, um «dem Ständerat die Hand [zu]
reichen», wie es Kommissionssprecherin Wyss (sp, BS) formulierte. Da die Kantone die
für den Zweck sinnvollen Zivilschutzanlagen selbst «als eiserne Reserve» benötigten,
müsse der Bund selbst zusätzliche Reserven schaffen, argumentierte sie. Eine
Minderheit Schilliger (fdp, LU) beantragte, dem Ständerat zuzustimmen, und der
Minderheitensprecher fasste dazu sämtliche bisher gegen die Schaffung der
Containerdörfer aufgezählten Gründe zusammen: So könnten die Containerdörfer
ohnehin ohne Baubewilligung für drei Jahre erstellt werden, bestünden derzeit 5140
Vollzugspendenzen von abgewiesenen Asylbewerberinnen und Asylbewerbern und gebe
es noch immer ungenutzte Armeeanlagen. Mit 103 zu 76 Stimmen (bei 11 Enthaltungen)
nahm der Nationalrat jedoch den Kompromissvorschlag an. 

Nachdem in der Folge Stände- und Nationalrat an ihren bisherigen Beschlüssen
festgehalten hatten, musste eine Einigungskonferenz einberufen werden, die sich für
den nationalrätlichen Kompromissvorschlag aussprach. Dieser Antrag war jedoch im
Ständerat nicht erfolgreich: Mit 23 zu 19 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnte die kleine
Kammer den Antrag der Einigungskonferenz und damit die Nachmeldung zum Nachtrag
endgültig ab. Somit sprachen die Räte nur die im Nachtrag Ib vorgeschlagenen CHF
139.9 Mio. für die Bundesasylzentren, nicht aber einen Zusatzbetrag für allfällige
Containerbauten. 8
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